Offentliche Niederschrift iiber die

11. Sitzung des Kreistages (11. Wahlzeit) des Landkreises Trier-Saarburg
am 26.04.2021 in Form einer Videokonferenz.

Beginn: 17:01 Uhr

Anwesenheit

Vorsitz
Herr Landrat Glunther Schartz

Mitglieder
Herr Jens Ahnemdiller

Herr Martin Alten

Herr Wolfgang Benter
Herr Gerd Benzmliller
Herr Dirk Bootz

Herr Boris Bulitta

Herr Matthias Daleiden
Herr Jurgen Dixius

Herr Markus Franzen
Frau Heike Gleil3ner

Herr Hartmut Heck

Herr Bernhard Henter
Frau Iris Hess

Herr Michael Holstein
Herr Safak Karacam

Herr Dieter Klever

Herr Sascha Kohlmann
Frau Alexandra Lehnen
Herr Markus Lehnen

Frau Dr. Kathrin Mef}
Herr Stefan Metzdorf
Herr Paul Neumann

Frau Stephanie Nickels
Herr Claus Piedmont
Herr Paul Port

Herr Bruno Porten

Herr Kaspar Portz

Herr Kreisbeigeordneter Helmut Reis
Herr Lars Rieger

Herr Alfons Peter Rodens
Herr Lothar Rommelfanger
Herr Uwe RolAmann

Frau Marianne Rummel
Frau Ingeborg Sahler-Fesel
Frau Kathrin Schloder

Ende: 20:40 Uhr

bis 19:16 Uhr (TOP 9)

bis 20:27 Uhr (TOP 11.4)

bis 20:32 Uhr (TOP 11.4)

bis 20:15 Uhr (TOP 10)

im Sitzungssaal anwesend



Herr Achim Schmitt
Herr Arnold Schmitt
Frau Christine Schmitt
Herr Andreas Steier
Herr Markus Thul

Herr Joachim Trosch
Frau Edith van Eijck
Herr Joachim Weber
Frau Lena Weber
Frau Martina Wehrheim
Frau Elke Winnikes
Herr Alfred Wirtz

mit beratender Stimme
Herr Kreisbeigeordneter Lutwin Ollinger

Frau Erste Kreisbeigeordnete Simone Thiel im Sitzungssaal anwesend

Vemwaltung
Herr Reinhard Benzkirch

Herr Sebastian Bienek

Herr Joachim Christmann
Herr Christoph Fuchs

Herr Thomas Miller

Herr Rolf Rauland

Herr Stephan Schmitz-Wenzel
Herr Ingo Stoffel

nicht anwesend:

Mitglieder
Frau Stephanie Freytag

Frau Christiane Junk-Kornbrust
Herr Christian Kiefer

Zur Geschaftsordnung

Leiter der Abteillung 10 - Sicherheit,
Ordnung und Verkehr (TOP 7)

EDV

Leiter des Geschaftsbereichsleiter |
Buroleiter

Pressestelle

Leiter des Geschaftsbereichs |

Leiter des Geschaftsbereichs |lI
Abteilung 10 - Sicherheit, Ordnung und
Verkehr (TOP 7)

entschuldigt
entschuldigt
entschuldigt

Der Landrat eroffnet die heutige Sitzung des Kreistages und begrufdt herzlich dazu
die Mitglieder sowie die Verwaltung, die per Videokonferenz zugeschaltet sind. Die
Gaste und die Vertreter der Medien sind per Livestream zugeschaltet. Er weist da-
rauf hin, dass das erste Mal in der Kreisgeschichte eine Kreistagssitzung in digitaler

Form stattfinde.

Die zur Unterzeichnung der Niederschrift bestimmten Kreistagsmitglieder, Frau
Alexandra Lehnen (CDU) sowie Herr Uwe RoBRmann (SPD) nehmen teil.



Im Rahmen des Ruckmeldeverfahrens vor der Sitzung seien 5 Einwendungen gegen
die Durchfihrung der Sitzung in Form einer Videokonferenz bei der Verwaltung ein-
gereicht worden, so der Landrat. Demzufolge habe es 45 Zustimmungen gegeben.
Aufgrund der dringenden Empfehlung der ADD Trier auf Prasenzsitzungen zu ver-
zichten und der derzeitigen Beschrankungen fur die Bevolkerung sei es nicht vertret-
bar, eine Prasenzsitzung zum jetzigen Zeitpunkt durchzufihren. Einwendungen ge-
gen die Frist liegen nicht vor.

Der Vorsitzende weist folglich darauf hin, dass es gemaR § 28 Abs. 3 LKO notwen-
dig sei, dass die Kreistagsmitglieder mit mindestens einer 2/3-Mehrheit ihre Zustim-
mung zur Durchfihrung der Sitzung in Form einer Videokonferenz geben. Uberdies
musse ein einstimmiger Beschluss zur Zulassigkeit von Ton- und Bildaufnahmen via
Livestream gefasst werden (§ 28 Abs. 1 LKO).

Der Kreistag stimmt en bloc der Durchfihrung der heutigen Sitzung fir alle Tages-
ordnungspunkte in dieser Form einstimmig zu. Ferner stimmt er einstimmig zu, dass
Ton- und Bildaufnahmen zur Herstellung der Offentlichkeit der Sitzung via Li-
vestream zulassig sind.

Redezeiten fur die heutige Sitzung seien in der letzten Kreisausschusssitzung zum
Tagesordnungspunkt 9 ,Beteiligung des Landkreises an der Entwicklung des Gewer-
begebietes Mehringer Hohe“ vereinbart worden, so der Landrat.

Es bestehen keine Anderungen, somit wird die Tagesordnung wie nachfolgend dar-
gestellt abgewickelt.

Tagesordnung:

Offentlicher Teil

1. Mitteilungen des Landrates
2. Einwohnerfragestunde
3. Nachwahl eines stellvertretenden Mitgliedes fiir den Ausschuss fiir den

Offentlichen Personennahverkehr; Vorlage: 0062/2021

4. Anderung des § 13 der Hauptsatzung des Landkreises Trier-Saarburg
Vorlage: 0014/2021/1

5. Aufhebung der Satzung der TSW AGR; Vorlage: 0083/2021/1

6. Kfz-Zulassungsstelle fiir die Jahre 2013-2019 - AuBerplanmaRige Ausgabe
Vorlage: 0096/2021/1

7. Radverkehrskonzept fiir den Landkreis Trier-Saarburg; Auftragsvergabe
Vorlage: 0148/2021



10.

11.

11.1.

11.2.

11.3.

11.4.

Beschlussfassung liber die Bekanntmachung der 6ffentlichen Ausschrei-
bung der Stelle des Landrates/der Landratin; Vorlage: 0110/2021/1

Beteiligung des Landkreises an der Entwicklung des Gewerbegebietes
Mehringer Hohe; Vorlage: 0071/2021/1

Information des Landrates uber die Nebentatigkeiten und Ehrenamter im
Kalenderjahr 2020; Vorlage: 0113/2021

Informationen und Anfragen
Information Ulber eine Eilentscheidung - Zahlung der Kostenbeteiligung des
Landkreises Trier-Saarburg als ortlicher Trager der Sozialhilfe gemaR § 6

AGSGB XiIl; Vorlage: 0074/2021

Information uUber eine Eilentscheidung - Fortzahlung der Entgelte im Be-
reich Kindertagespflege; Vorlage: 0093/2021

Teilnahme an der bundesweiten Kampagne "Stadtradeln - Radeln fir ein
gutes Klima"; Vorlage: 0170/2021

weitere Informationen und Anfragen



Offentlicher Teil

1.

Mitteilungen des Landrates

Protokoll:

Der Landrat verweist auf die Mitteilungen des Landrates, die den Mitgliedern
in Form einer E-Mail Ubersandt worden seien. Insbesondere geht er darauf
ein, dass das Jugend- und Sozialamt in die Metternichstralde umgezogen sei-
en sowie die Corona-Pandemie und die Impfzahlen, soweit sie dem Landkreis
vorliegen.

Einen besonderen Dank richtet er an die Mitarbeitenden im gemeinsamen
Impfzentrum mit der Stadt Trier.

Zu den Testungen weist er darauf hin, dass es neben den Teststellen der
Verbandsgemeinden ebenfalls an verschiedenen weiteren Stellen die Mog-
lichkeit gebe, sich testen zu lassen. Daruber werde auf der Homepage des
Landkreises informiert.

Ferner gibt er an, dass seit dem vergangenen Freitag die Offnung der Priori-
sierungsgruppe 3 fur einen Teil der Bevolkerung, u.a. fur die Verwaltung so-
wie die kommunalen Mandatstrager seitens des Landes stattgefunden habe.
Zwischenzeitlich sei der Kreishaushaltsplan 2021 von der ADD Trier geneh-
migt worden. Somit kdnne der Landkreis ihn nun vollziehen.

Einwohnerfragestunde

Protokoll:
Es liegen keine Anfragen seitens der Bevolkerung vor.

Qachwahl eines stellvertretenden Mitgliedes fiir den Ausschuss fiir den
Offentlichen Personennahverkehr; Vorlage: 0062/2021

Protokoll:

Der Landrat verweist auf die Beschlussvorlage der Verwaltung. Er weist auf
den Wahlvorschlag seitens der CDU-Kreistagsfraktion hin.

Weitere Wahlvorschlage werden seitens des Kreistages nicht vorgebracht.
Der Wahlvorschlag wird einstimmig angenommen. Demnach ist gewahit:

als stellvertretendes Mitglied:
Herr Markus Thul (CDU)




Anderung des § 13 der Hauptsatzung des Landkreises Trier-Saarburg
Vorlage: 0014/2021/1

Protokoll:

Der Landrat verweist auf die Beschlussvorlage der Verwaltung, die bereits in
einer vorangegangenen Kreisausschusssitzung vorberaten worden sei.

Seitens des Kreistages bestehen keine Fragen. Sodann fasst er folgenden
Beschluss.

Beschluss:

Der Kreistag beschliel3t auf einstimmigen Empfehlungsbeschluss des Kreis-
ausschusses die Anderung des § 13 der Hauptsatzung des Landkreises Trier-
Saarburg gemall dem vorliegenden Vorschlag der Verwaltung.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig beschlossen bei 47 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung

Aufhebung der Satzung der TSW AGR; Vorlage: 0083/2021/1

Protokoll:

Der Landrat verweist auf die Beschlussvorlage der Verwaltung. Die Vorlage

sei bereits in einer der vergangenen Sitzungen des Kreisausschusses vorbe-
raten worden.

Auf Ruckfrage des Kreistagsmitgliedes Schmitt (CDU) erklaren der Landrat
sowie Geschaftsbereichsleiter Rauland kurz den Defizitausgleich der TSW-
AOR. Der Landrat sagt zu, entsprechende Details nachreichen zu konnen.

Seitens des Kreistages bestehen keine Fragen. Sodann fasst er folgenden
Beschluss.

Beschluss:

Der Kreistag beschlie®t die Satzung Uber die Aufhebung der Satzung fur die
Trier-Saarburg.Werke Anstalt des Ooffentichen Rechtes (TSW-A6R) vom
07.01.2013 gemaR der beigefugten Entwurfsfassung.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig beschlossen bei 47 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung

Kfz-Zulassungsstelle fiir die Jahre 2013-2019 - AuBerplanmafige Ausga-
be; Vorlage: 0096/2021/1

Protokoll:
Der Landrat verweist auf die Beschlussvorlage der Verwaltung.



Auf Ruckfrage der Fraktionsvorsitzenden Sahler-Fesel (SPD) teilt der Land-
rat mit, dass es kunftig jahrliche Abrechnungen seitens der Stadt Trier geben
solle.

Auf Rickfrage des Kreistagsmitgliedes Klever (FWG) erklart Herr Stoffel,
dass sich die Wartezeiten je nach Art des Zulassungsvorgangs richten. Per-
sonliche Vorsprachen bei der Kfz-Zulassungsstelle gehen grundsatzlich nur
noch nach vorheriger Terminvereinbarung. Bei einer Aulerbetriebssetzung
eines Fahrzeuges konne ein zeitnaher Termin am nachsten Arbeitstag ange-
boten werden. Die Neuzulassung eines Fahrzeuges nehme mehr Zeit in An-
spruch. Hierbei dauere eine Terminvereinbarung bis zu 14 Tage. Seitens der
Stadtverwaltung Trier sei dem Landkreis zugesichert worden, dass die Ab-
rechnung im Laufe des Folgejahres vorliege.

Nach einer Anmerkung von Kreistagsmitglied Schmitt (CDU) zu den langen
Wartezeiten sowie der Anregung zur Digitalisierung der Termine verweist der
Landrat auf eine Kreisausschusssitzung, zu der der damalige Beigeordnete
der Stadt Trier, Herr Thomas Schmitt, eingeladen worden sei. Er habe aus-
fUhrlich zur Kfz-Zulassungsstelle informiert.

Kreistagsmitglied Kohlmann (CDU) bemangelt, dass die Wartezeit bei der
Kfz-Zulassungsstelle zu lange sei. Es gebe einen gravierenden Unterschied
zwischen dem Schilderstellen-Dienstleister als Antragssteller sowie der Be-
volkerung.

Kreistagsmitglied Heck (CDU) bittet um Auskunft der Verwaltung zu den Au-
Renstellen der Kfz-Zulassungsstellen, ob eine Online-Terminvergabe maoglich
sei.

Der Fraktionsvorsitzende Henter (CDU) stimmt den Ausfuhrungen seiner Vor-
redner zu. Er kénne kaum nachvollziehen, warum ein Dienstleister sehr viel
schneller bedient werde als ein/e Burger/in.

Der Landrat teilt mit, dass bei Bedarf ein Vertreter der Stadt zu einer Aus-
schusssitzung eingeladen werden konne.

Kreistagsmitglied Benzmiiller (FDP) bittet nach vorheriger Funktionsprifung,
um Veroffentlichung in den Kreisnachrichten zur Vorgehensweise bei der Kfz-
Zulassungsstelle. Die Dienstleiter haben Dauer-Termine bei der Zulassungs-
stelle geblockt, wodurch sie schneller abgearbeitet werden kdnnen.

Seitens des Kreistages bestehen keine Fragen. Sodann fasst er folgenden
Beschluss.

Beschluss:

Nach Vorberatung in der Sitzung am 08.03.2021 und auf Empfehlung des
Kreisausschusses beschliet der Kreistag zur weiteren Betreibung der ge-
meinsamen Kfz-Zulassungsstelle eine aulerplanmalige Ausgabe in Hohe
von 284.048,88 € aus den Jahresabrechnungen 2013 bis 2019.



Abstimmungsergebnis:
Einstimmig beschlossen bei 46 Ja-Stimmen und 2 Enthaltungen

Radverkehrskonzept fiir den Landkreis Trier-Saarburg; Auftragsvergabe
Vorlage: 0148/2021

Protokoll:
Der Landrat verweist auf die Beschlussvorlage der Verwaltung.

Auf Rlckfrage des Fraktionsvorsitzenden Port (Bindnis 90/ Die Grlnen) in-
formiert Geschaftsbereichsleiter Rauland, dass bisher 3 Angebote eingegan-
gen seien.

Kreistagsmitglied Schmitt (CDU) merkt an, dass das Radverkehrskonzept
des Landkreises zeithah umgesetzt werden solle.

Der Landrat geht darauf ein, dass das Radwegekonzept fir Konz-Trier-
Schweich von diesen Kommunen auf den Weg gebracht worden sei. Hierbei
seien die Stadt Trier sowie die Verbandsgemeinden bzw. jeweiligen Stadte
zustandig. In der letzten Sitzung des Kreisausschusses sei dieses Konzept
mit seiner Wegefuhrung beraten worden. Der Landkreis habe in diesem Zu-
sammenhang keine unmittelbare Zustandigkeit. Die Schnelligkeit der Verwal-
tungsarbeit sei unter anderem von den Gremienbeschlissen abhangig. Der
Landkreis setzt auf die Kooperation mit dem Landesbetrieb Mobilitat. Ferner
musse auf Landes- sowie Bundesebene wegen der Landes- und Bundesstra-
Ren eine Verzahnung der verschiedenen Radwege im Landkreis geschaffen
werden. Die Finanzierung der Eigenteile werde in den Kreisgremien noch zu
beraten sein.

Kreistagsmitglied Holstein (FWG) betont, dass sich die FWG-
Kreistagsfraktion intensiv mit dieser Fragestellung auseinandergesetzt habe.
Insgesamt hatten die Konzepte bereits vor Jahren entworfen werden mussen.
Die Bundes- und Landesférderprogramme seien zum Nachteil der Kommunen
sehr Kkurzfristig ausgeschrieben. Es gehe darum, etwas Nachhaltiges fur die
Kreisbevolkerung sowie die Touristen aufzubauen. In diesem Radverkehrs-
konzept missen alle Beteiligten angemessen bericksichtigt werden. Bei kinf-
tigen Stralenbauangelegenheiten konne der Radwegebau bericksichtigt
werden. Die FWG-Kreistagsfraktion unterstitze die Malinahmen.

Die Fraktionsvorsitzende Sahler-Fesel (SPD) bittet um eine differenziertere
Betrachtung der Férderprogramme. Ein Forderprogramm laufe bis zum Jahr
2023 und bei einem anderen Programm missen die Malnahmen bis zum
Ende dieses Jahres begonnen worden sein. Es sei bereits Zeit in das Radver-
kehrskonzept von verschiedener Seite investiert worden. Die Forderprogram-
me seien im Allgemeinen zu beflrworten, trotz des ambitionierten Zeitplans,
der dahinter stehe.



Es sei unstrittig, dass die Verfahren zum Ausbau der Radinfrastruktur einen
zu grofden Zeitrahmen in Anspruch nehmen, so Geschaftsbereichsleiter
Rauland. Es gehe darum, dass der Landkreis seine Aufgaben bestmoglich
erledige. Angelegenheiten auf anderen Ebenen liegen nicht in der Hand des
Landkreises. Das Thema Radverkehrskonzept sei richtig, wichtig und sinnvoll.
Aus diesem Grunde habe sich der Landkreis in die Angelegenheit in Abstim-
mung mit den Verbandsgemeinden im vergangenen Jahr eingebracht. Der
Kreistag habe die notwendigen Mittel per Beschluss zur Verfugung gestellt.
Maoglicherweise gebe es Folge-Forderprogramme zu den aktuell bestehenden
Programmen. Beteiligungsmoglichkeiten seien vorhanden.

Die enorme Bedeutsamkeit des Themas hebt der Fraktionsvorsitzende Hen-
ter (CDU) hervor. Es sei wichtig abzustimmen, wer an welcher Stelle fur den
Bau sowie den Unterhalt der Radwege zustandig sei und wie die Finanzierung
aufgebaut sein konne. In der Vorlage seien die Leistungsbausteine umfas-
send beschrieben. Es musse zeitnah ein endglltiges Radverkehrskonzept
erstellt und in den Kreisgremien beraten und beschlossen werden, um dahin-
gehend fur Transparenz zu sorgen.

Der Landrat schildert, dass der aktuelle Breitbandausbau eine Blaupause auf
Bundes- und Landesebene fur die Umsetzung des Radwegeausbaus sein
konne. Die Landkreise seien dabei fur die Vergaben und die Umsetzung zu-
stdndig gewesen. Die finanziellen Mittel seien dazu bereitgestellt worden. Die
vorgetragenen Anregungen nehme er mit in eine vor der Sommerpause statt-
findende Ortsblrgermeisterdienstbesprechung. Er appelliere an die Kreistags-
fraktionen zu beraten, wie eine Mitfinanzierung bzw. eine Ausgleichsfunktion
im Landkreis funktionieren konne.

Kreistagsmitglied Wirtz (Bindnis 90/ Die Grinen) betont, dass das Radver-
kehrskonzept seitens des Landkreises koordiniert werden musse. Die Unter-
haltungslasten mussen ebenfalls durch Bundes- und Landeszuschusse ge-
wahrleistet werden. Das Radverkehrskonzept solle sich am Bedarf der Bevol-
kerung ausrichten. Eine flachendeckende Vernetzung sei das Ziel.

Seitens des Kreistages bestehen keine Fragen. Sodann fasst er folgenden
Beschluss.

Beschluss:

Der Kreistag stimmt der Auftragsvergabe zur Erstellung des Radverkehrskon-
zeptes fur den Landkreis Trier-Saarburg an das Planungsbiro, das nach
Auswertung aller Kriterien entsprechend den festgelegten Vergabekriterien
die hoéchste Punktzahl erreicht hat, zu und ermachtigt den Landrat den ent-
sprechenden Auftrag zu erteilen.

Die zur Konzepterstellung erforderlichen Haushaltsmittel, soweit sie den
Haushaltsansatz von 50.000 Euro ubersteigen, werden UberplanmalRlig bereit-
gestellt.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig beschlossen



Beschlussfassung liber die Bekanntmachung der 6ffentlichen Aus-
schreibung der Stelle des Landrates/der Landréatin; Vorlage: 0110/2021/1

Protokoll:

Fur die Dauer der Beratung und Beschlussfassung zu diesem Tagesord-
nungspunkt Ubergibt der Landrat den Vorsitz an die Erste Kreisbeigeordnete
Thiel (CDU). Er ist gemall § 29 Abs. 3 Nr. 2 LKO i. V. m. § 9 GeschO befan-

gen.

Die Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage nebst Anlagen der Ver-
waltung.

Die Fraktionsvorsitzende Sahler-Fesel (SPD) bezieht sich auf den Tagesord-
nungspunkt 10 der heutigen Sitzung. Sie schlagt vor, die amtsrelevanten
Funktionen und Tatigkeiten des Landrates/ der Landratin in der Stellenbe-
schreibung aufzufihren.

Die Vorsitzende sagt zu, dass die amtsrelevanten Funktionen und Nebenta-
tigkeiten des Landrates/ der Landratin auf der Homepage des Landkreises
hinzugefigt werden kénnen. Fir eine Verodffentlichung in den verschiedenen
Medien seien diese Angaben zu umfanglich.

Seitens des Kreistages bestehen keine Fragen. Sodann fasst er folgenden
Beschluss.

Beschluss:

Der Kreistag beschliet dem Entwurf der Verwaltung mit den eingearbeiteten
Anderungsvorschlagen des Kreisausschusses vom 12.04.2021 fir die Stel-
lenausschreibung zur Wahl der Landratin/des Landrates des Landkreises
Trier-Saarburg am 26. September 2021 sowie den verwaltungsseitig vorge-
schlagenen Veroffentlichungsorganen zuzustimmen.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig beschlossen bei 46 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung

Beteiligung des Landkreises an der Entwicklung des Gewerbegebietes
Mehringer Hohe:; Vorlage: 0071/2021/1

Protokoll:

Der Landrat verweist auf die Beschlussvorlage der Verwaltung. Ferner weist
er auf Briefe hin, die von verschiedenen Initiativen verfasst und in denen Be-
denken vorgebracht worden seien. Sie seien an die Kreistagsmitglieder wei-
tergeleitet worden. Uberdies liege ihm ein Antrag von Kreistagsmitglied
Ahnemdiller (parteilos) zur starkeren Blrgerbeteiligung vor. Im Kreisausschuss
sei der Beschlussvorlage vorberaten und einstimmig beschlossen worden. Zu
diesem Tagesordnungspunkt sei eine Rederunde vereinbart worden. In den
letzten Jahren seien im Bereich der Gewerbe- und Industriegebiete lediglich
kleine, nicht langfristige Fortschritte vorgenommen worden. Die Nachfrage fir
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dieses neue Gewerbegebiet sei sehr grof®. Die Ansiedlung eines Gewerbege-
bietes kdnne sich positiv auf die Arbeitsplatzsituation auswirken. Es gebe im
Sinne der Wirtschaftsforderung des Landkreises eine Notwendigkeit fir das
Gewerbegebiet. Im Rahmen der ersten Abstimmungen seien die Ortsgemein-
den Osburg und Reinsfeld einbezogen worden. Seitens des Landkreises gebe
es ein Wirtschaftsforderungsinteresse. Der Trierer Hafen sei in die Uberle-
gungen zur trimodalen Anbindung des Gewerbegebietes eingebunden gewe-
sen.

Kreistagsmitglied Schmitt (CDU) betont, dass sich die Kreisgremien in den
letzten Jahren haufig zu den Themen Umwelt, Klimaschutz und Artenvielfalt
beraten haben. Insbesondere zu erwahnen sei an dieser Stelle die Beteiligung
des Landkreises am Nationalpark Hunsrick-Hochwald, der Neustrukturierung
des offentlichen Personennahverkehrs sowie die Baumpflanzaktion, die auf
einen Antrag der CDU-Kreistagsfraktion zurlickzufihren sei. Genauso intensiv
seien soziale Themen beraten worden, z.B. bei den Kindertagesstatten, bei
der Schulbetreuung sowie der Unterstitzung der Wohlfahrtsverbande. Nicht
zu vergessen sei das Kreiskrankenhaus St. Franziskus in Saarburg. Dabei sei
jedoch die wirtschaftiche Weiterentwicklung des Landkreises sowie die FoOr-
derung neuer Arbeitsplatze etwas ins Hintertreffen geraten. Aus diesem
Grund unterstitze die CDU-Kreistagsfraktion den Beschlussvorschlag der
Verwaltung, gemeinsam mit der Verbandsgemeinde Schweich sowie der
Ortsgemeinde dieses Projekt auf den Weg zu bringen. Aufgrund der Komple-
xitat dieses Vorhabens halte es die CDU-Kreistagsfraktion fur richtig, dass die
Entwicklung zusammen mit der Verbandsgemeinde und der Ortsgemeinde in
Angriff genommen werde, um es in einem absehbaren Zeitraum zu verwirkli-
chen. Die Schreiben der Initiativen sowie der Bevolkerung gegen die Ansied-
lung des Gewerbegebietes auf der Mehringer Hohe seien zur Kenntnis ge-
nommen worden. Er kénne anhand von finf Punkten die Zustimmung der
CDU-Kreistagsfraktion zum Beschlussvorschlag der Verwaltung begriunden:
1.) in den Dorfern und Stadten des Landkreises sei es kaum mdglich Gewer-
be anzusiedeln. Im Rahmen der Entwicklung seien Gutachten, Widerspriche,
etc. in das jeweilige Gesamtprojekt einzubeziehen. In den vorhandenen Ge-
werbegebieten, bspw. im IRT in Féhren sowie dem Gewerbegebiet in Trier-
weiler seien die raumlichen Kapazitaten ausgeschopft. Die Nachfrage nach
neuen Flachen sei vorhanden. Dies sei durch die Potentialanalyse belegt.

2.) Die Corona-Pandemie werde die Firmenstrukturen insgesamt andern. Es
sei eine zunehmende Digitalisierung zu beobachten. Um den neuen Firmen
Flachen anbieten zu kénnen, sei eine langfristige Planung eines Gewerbege-
bietes notwendig.

3.) Zukinftig sei in der Region Trier nicht davon auszugehen, dass Luxem-
burg genlgend Arbeitsplatze zur Verfugung stellen werde. Die derzeitige
Pandemie habe deutlich gemacht, dass eine fehlende Autarkie eines Landes
Schwierigkeiten bereiten konne.

4.) Das Sozalsystem sowie der Umwelt- und Klimaschutz missen durch fi-
nanzielle Mittel bezahlt werden. Hierzu benodtige der Landkreis unter anderem
Steuereinnahmen. Eine prosperierende Wirtschaft konne an dieser Stelle ei-
nen Beitrag leisten. Die Steuereinnahmen durch deutsche Arbeitskrafte, die in
Luxemburg beschaftigt seien, flieden nur zum Teil nach Deutschlang zurlick.
5.) Die Lage des Gewerbegebietes Mehringer Hohe sei ein Gebiet, das viele
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Herausforderungen, die bei der Entwicklung eines Gewerbegebietes entste-
hen, mildere. Damit sei eine zeitnahe Umsetzung in Aussicht gestellt. Der Ab-
stand zu den umliegenden Ortsgemeinden sei gewahrleistet. Das Gelande sei
ganzlich im Besitz der Ortsgemeinde Mehring. Ein direkter Anschluss an die
Autobahn 1 sei gegeben. Der Nachteil sei der Eingriff in die Landschaft. Aus
diesem Grund habe sich die Ortsgemeinde Mehring im Rahmen einer zu-
stimmenden Beratung des Verbandsgemeinderates Schweich die Entwicklung
eines nachhaltigen Gewerbegebietes auf die Fahne geschrieben. Die Neu-
grindung des Energie- und Technikparks der Stadt Trier falle bspw. unter die
Rubrik nachhaltige Gewerbegebiete. Die Merkmale eines nachhaltigen Ge-
werbegebietes seien unter anderem die Ressourcen- und Kosteneinsparung
durch die ganzheitliche Betrachtung einer Firmenansiedlung von der Gebau-
deerrichtung bis zur Herstellung eines Produktes. Es gebe ferner Vorgaben zu
Energie- und Stoffkreislaufen in einem nachhaltigen Gewerbegebiet. Erneuer-
bare Energien seien maximal einzubeziehen. Hinzu sollen neue Mobilitatsan-
gebote erarbeitet werden. Die Erhaltung der Biodiversitat solle zur Pflichtauf-
gabe der sich dort ansiedeinden Unternehmen werden. Fur die Arbeitskrafte
solle ein gutes Umfeld geschaffen werden, indem barrierefreie Zugange sowie
gesundheitliche Aspekte berucksichtigt werden. Mit der Entwicklung des Ge-
werbegebietes Mehringer Hohe koénne eine vernunftige wirtschaftliche Ent-
wicklung im Landkreis vorangetrieben werden. Okonomie und Okologie sollen
miteinander verbunden werden. Aus den aufgefuhrten Grinden unterstitzt die
CDU-Kreistagsfraktion den Beschlussvorschlag der Verwaltung.

Die Fraktionsvorsitzende Sahler-Fesel (SPD) teilt mit, dass die Zuschriften
seitens der Initiativen und der Bevolkerung lediglich den Kreistagsmitgliedern
vorliegen. Dem Orts- sowie dem Verbandsgemeinderat seien die Interessen
nicht bekundet worden, sodass sie dort nicht bertcksichtigt werden konnten.
Die SPD-Kreistagsfraktion sei dahingehend weiterhin gesprachsbereit. Der
landliche Raum der Region Trier sei ein hohes Gut, das es zu schutzen und
zu erhalten gelte. Andererseits mussten trotz des landlichen Gebietes woh-
nortnahe Arbeitsplatze unter anderem fir den Klimaschutz vorhanden sein.
Aus finanzieller Sicht komme die zu leistende Gewerbesteuer dem Kreis-
haushalt zu Gute. Bei dem jetzigen Planungsstand gehe es nicht darum, die
Beteiligung des Landkreises an der Entwicklung des Gewerbegebietes zu
blockieren oder zu befurworten. Weiterfuhrende Informationen seien zu einem
spateren Entwicklungszeitpunkt zu erwarten. Hierunter fallen unter anderem
die Naturvertraglichkeit, die Analyse der dort lebenden Tierarten, welche Be-
lastungen vor Ort bestinden und die Anbindung an den offentlichen Perso-
nennahverkehr. Die Prifung all dieser Aspekte werde mit dem heutigen Be-
schluss auf den Weg gebracht. Eine Steuerung durch einen zu grindenden
Zweckverband sei moglich. Am Beispiel eines Gewerbegebietes in Schweich
sei erkennbar, dass eine nachhaltige Umsetzung moglich sei. Die Ortsge-
meinde Mehring habe sich mit ihrem Anliegen an die Verbandsgemeinde und
den Landkreis gewandt. Der heutige Beschluss enthalte derweil noch nicht die
Grindung des Zweckverbandes. Das Raumordnungsverfahren sei im Pro-
zess. Mit dem heutigen Beschluss mache der Landkreis den Weg zu weiteren
Verfahrensschritten frei. Nach der Prifung der finanziellen Auswirkungen, der
Erstellung einer Verbandsordnung etc. seien diese Unterlagen dem Kreistag
erneut zur Beratung und zum Beschluss vorzulegen. In der Sachdarstellung
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der Vorlage sei dies klar so ausgefuhrt. Es bestehe die Mdglichkeit, dass der
letzte Absatz der Sachdarstellung in den Beschlussvorschlag aufgenommen
werde oder dass die Sachdarstellung untrennbar mit dem Beschlussvorschlag
verbunden sei. In der heutigen Sitzung werde Uber eine Konzepterstellung
entschieden. Die SPD-Kreistagsfraktion habe sich die Entscheidung nach in-
tensiven Beratungen nicht leicht gemacht. Die endgultige Entscheidung zur
Entwicklung des Gewerbegebietes, die in einer spateren Kreistagssitzung be-
schlossen werde, sei von den heutigen Prufauftragen unabhangig.

Kreistagsmitglied Wirtz (Bindnis 90/ Die Grlnen) hinterfragt die Notwendig-
keit des Gewerbegebietes Mehringer Hohe. Es sei nicht notig die Umwelt zu-
nachst zu zerstoren, um im Anschluss den Umweltschutz finanzieren zu kon-
nen. Die Unterstutzung bestehender Gewerbegebiete sei aus Sicht der Bund-
nis 90/ Die Grunen-Kreistagsfraktion in den Vordergrund zu stellen. Die Ana-
lyse der Wirtschaftsforderungsgesellschaft bericksichtige nicht die kleineren
Gewerbegebiete. An dieser Stelle sei ein Entwicklungspotential zu sehen.
Dort kdnnen wohnortnah Arbeitsplatze geschaffen werden. Es brauchte eine
belastbare Flachenanalyse. Die Kommunen kdnnten Vorreiter sein, indem sie
die bestehenden Gebiete starken. Die Biundnis 90/ Die Grinen-
Kreistagsfraktion werde zum jetzigen Zeitpunkt gegen den Beschlussvor-
schlag stimmen. Nach einer sorgfaltigen Analyse kdnne zu einem spateren
Zeitpunkt Uber die Entwicklung eines notwendigen Gewerbegebietes ent-
schieden werden.

Bei einem Gewerbegebiet handle es sich grundsatzlich um ein Baugebiet ei-
ner Gemeinde, so Kreistagsmitglied Portz (FWG). Gewerbegebiete sollen
Unternehmen aufnehmen, die in einem Wohngebiet storend wahrgenommen
werden konnen. Ein Gewerbegebiet sei zur Steigerung der Attraktivitat von
Arbeitsplatzen wichtig. Ferner sei die kunftige Gestaltung der Gewerbegebiete
von Bedeutung. Grolde Herausforderungen stellen Umbriche bei Energie und
Klima, permanente Anderungen der Arbeitswelt durch zunehmende Digitali-
sierung von Arbeits- sowie Produktionsprozesse, sowie die veranderte Mobili-
tat und die Anforderung an einen mdoglichst geringen Flachenverbrauch dar.
Neue Gewerbegebiete missen im Einklang mit den sonstigen Zielen wie Kili-
ma-, Landschafts- und Artenschutz entwickelt werden. Die Zukunft liege in der
Schaffung von Gewerbegebieten fur innovative Betriebe in einem dem Umfeld
angepassten Kontext. Die Betriebe sollten auf nachhaltige und regionale Er-
zeugnisse ausgelegt sein und sich nicht auf die Verteilung von Gitern be-
schranken. Die Beteiligung des Landkreises an der Entwicklung kénne sich
positiv auf die Einflussnahme der genannten Faktoren auswirken. Aus diesem
Grund sei es erforderlich, frihzeitig potenzielle Gewerbeflachen vorzuhalten.
Dies habe sich in der Vergangenheit bewahrt und gelte unter den heutigen
Anforderungen an den Klimaschutz umso mehr. Eine frihzeitige Planung
konne gute LOsungsansatze beinhalten. In den Analysen der Wirtschaftsfor-
derungsgesellschaft seien die Entwicklungen der Gewerbegebietsflachen im
Landkreis Trier-Saarburg dargestellt. Darin enthalten seien die kaum vorhan-
denen Restflachen in bestehenden Gewerbegebieten. Anhand des Gewerbe-
gebietes IRT in Fohren lasse sich zeigen, dass Potenzialflachen fehlten und
die Kommunen starker zusammenarbeiten mussten. Bei der Entwicklung des
Gewerbegebietes Mehringer Hohe mussten die umliegenden Ortsgemeinden
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und die Bevolkerung eingebunden werden. Die Chancen und Risiken mussten
transparent beleuchtet werden. Ein Teil der Kernkompetenz hierbei liege beim
Landkreis. Bereits involviert sei die Wirtschaftsférderungsgesellschaft. Jedoch
musse die Zusammenarbeit mit Mehring intensiviert werden, um ein qualitativ
hochwertiges, zukunftstrachtiges, dem Klimaschutz und des Nachhaltigkeits-
sowie dem Bedarfsprinzips gerecht werdendes Projekt auf die Beine zu stel-
len. Das Gelande liege unmittelbar an der Autobahn und sei durch eine Kreis-
stral’e durchzogen. Es liege in einem speziellen Naturgebiet, dass nicht be-
schnitten oder ausgehebelt werden dirfe. Der Verbandsgemeinderat
Schweich habe sich auf Bitten der Ortsgemeinde Mehring bereits mit dem
Thema befasst. Nach bisherigem Stand sei ein Teil der Flache umsetzbar. Sie
seien leicht zu erschlieRen. Es bestehe insgesamt noch viel Diskussionsbe-
darf. Der finanzielle Aspekt konne nicht alleine von einer Orts- und einer Ver-
bandsgemeinde getragen werden. Der zu grindende Zweckverband koénne
eine gute Entscheiderbasis bieten. Zielsetzung sollte es sein, ein klimascho-
nendes und zukunftsweisendes Projektgebiet zu schaffen, dass sich in seine
Umgebung einpasst, nicht mehr Flache wie notig verbraucht, sowie ange-
passte Ausgleichsmallnahmen beinhalte. Es stelle sich allerdings die Frage,
warum der Arbeitstitel ,Interkommunaler Gewerbe- und Industriepark Mehrin-
ger Hohe* heilde, obwohl die bisherigen Beschllisse des Verbandsgemeinde-
rates von der Entwicklung eines Gewerbegebietes ausgehen. Die FWG-
Kreistagsfraktion werde insgesamt dem Beschlussvorschlag zustimmen und
stelle den Antrag den letzten Satz des Beschlussvorschlages wie folgt abzu-
andern:

,Dabei muss ein besonderes Augenmerk auf die Schaffung [...] gelegt wer-
den.”

Kreistagsmitglied Ahnemiiller (parteilos) verweist auf seinen Antrag zur direk-
ten Burgerbeteiligung zu dieser Angelegenheit. Er stehe dem Thema Wirt-
schaftswachstum positiv gegenuber. Ohne Wirtschaftswachstum gebe es kei-
nen Fortschritt. Der Natur- sowie der Bevolkerungsschutz durfen dabei jedoch
nicht auer Acht gelassen werden. Seitens der Verwaltung seien bereits erste
Schritte unter Beachtung vielfaltiger Vorgaben gemacht worden. Aus diesem
Grund schlage er vor, die Bevolkerung in einer direkten Burgerbeteiligung ei-
ne Entscheidung treffen zu lassen. Er bitte die Verwaltung dies zu prifen.

Die Fraktionsvorsitzende Dr. MeR (Die Linke) spricht an, dass Die Linke-
Kreistagsfraktion die Proteste gegen die Entwicklung eines Gewerbegebietes
Mehringer Hohe berechtigt finde und sie unterstitze den Vorschlag dieses
Gebiet grolraumig als Naturschutzgebiet auszuweisen. Die Grinde seien in
dem Gutachten dargestellt. In unmittelbarer Nachbarschaft befinde sich ein
ausgezeichnetes Schutzgebiet, in dem einige streng geschutzte Tierarten le-
ben. Es sei eindeutig belegt, dass die Entwicklung dieses Gewerbegebietes
und der Arten- und Biotopschutz unvereinbar seien. Nach §§ 33 und 34 des
Bundesnaturschutzgesetzes sei es rechtlich unzulassig und konne Klagen
nach sich ziehen. Daran konne auch kein angepasster Flachennutzungsplan
etwas andern. Es sei unverstandlich, warum die Planungen ungeachtet der
Gutachten dennoch weiterlaufen, ohne sich nach Alternativen zu erkundigen.
Der Bedarf des Gewerbegebietes sei nicht erkennbar. Wenige Kilometer ent-
fernt befanden sich Gewerbegebiete mit freien Kapazitaten. Der Bedarf kdnne
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laut Analyse im Landkreis nicht ohne Weiteres ermittelt werden. Die Bedarfs-
analyse koénne nicht eindeutig darlegen, warum dieses Gewerbegebiet not-
wendig sei. Vielmehr seien die Grinde in den finanziell schwach ausgestatte-
ten Ortsgemeinden zu suchen, um deren Einnahmesituation zu verbessern.
Der Landkreis solite die Ortsgemeinden bei nachhaltigen Initiativen unterstut-
zen wie bspw. der Tourismusférderung. Einer Zerstérung der Landschaft kon-
ne Die Linke-Kreistagsfraktion nicht zustimmen. Zusammengefasst konne sie
sagen, dass sie nicht im Allgemeinen gegen die Entwicklung von Gewerbege-
bieten sei. Aus 6kologischer und naturschutzrechtlicher Sicht kénne Die Lin-
ke-Kreistagsfraktion nicht zustimmen. Der Landkreis Trier-Saarburg mache
sich im Hinblick auf die unternommenen Anstrengungen im Bereich des Kli-
maschutzes unglaubwirdig. Die Linke-Kreistagsfraktion fordere aus den ge-
nannten Griinden eine Uberprifung aller Gewerbestandorte im Landkreis
Trier-Saarburg, inwieweit diese Standorte erweiterbar seien.

Der Fraktionsvorsitzende Piedmont (FDP) geht darauf ein, dass es nicht
nachhaltig sei, ohne die notwendigen Instrumente zu wirtschaften. Das Gut-
achten lege dar, dass die Kapazitaten der bestehenden Gewerbegebiete aus-
geschopft seien. Es misse eine Planung ohne Verzug stattfinden. In der heu-
tigen Sitzung gehe es nicht darum ein Gewerbegebiet zu errichten, sondern
vielmehr darum, bei der Grundung des Zweckverbandes mitzuwirken, um
nicht aul’en vor zu bleiben. Der Standort liege zentral und dennoch so, dass
er den Tourismus nicht beeinflusse. Es werde keine wertvolle Kulturlandschaft
zerstort. Die Vergangenheit habe gezeigt, dass sich an solchen Standorten
mittelstandische Unternehmen sowie regionale Betriebe ansiedeln. Die FDP-
Kreistagsfraktion sei dezidiert fir die Grindung eines Zweckverbandes unter
Beteiligung des Landkreises Trier-Saarburg.

Die heutige Beratung zeige deutlich, dass die Wirtschaftsforderung und ande-
rerseits die okologische Seite im Mittelpunkt stehen, so Kreistagsmitglied
Wehrheim (Blndnis 90/ Die Grunen). Das Gewerbegebiet solle in einem sehr
sensiblen Bereich entstehen. Mit der Ausdehnung des Nationalparks Huns-
ruck-Hochwald habe sich der Landkreis Trier-Saarburg fur eine Entwicklung in
diese Richtung entschieden. Dahingehend sollten Arbeitsplatze geschaffen
werden. Es stelle sich die Frage der Anbindung an dieses Gewerbegebiet,
das lediglich mit einem Kraftfahrzeug erreichbar sei.

Der Fraktionsvorsitzende Henter (CDU) betont, dass die Baumpflanzaktion,
die auf Antrag der CDU-Kreistagsfraktion ins Leben gerufen worden sei, aus
Okologischer Sicht wertvoll sei. Die Kapazitaten der bestehenden Gewerbe-
gebiete seien ausgereizt. Weitere Gewerbeflachen seien notwendig, um den
mittelstdndischen Unternehmen weitere Moglichkeiten zur Erweiterung sowie
der Neuansiedlung zu geben. Die Erfahrung aus der Vergangenheit habe ge-
zeigt, dass die Gewerbegebiete dort am besten angenommen werden, wo
eine gute Erreichbarkeit mit den Verkehrsmitteln gegeben sei. Man konne
nicht darauf vertrauen, dass in Luxemburg langfristig gut bezahlte Arbeitsplat-
ze vorhanden seien. Es musse ein Angebot fur die Innenentwicklung geschaf-
fen werden. Derzeit finde eine Prifung des Standortes statt. Bei Fertigstellung
der Prifung werden die Vor- und Nachteile gegeneinander abgewogen. Die
CDU-Kreistagsfraktion stimme fur das Gewerbegebiet Mehringer Hohe.
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Der Fraktionsvorsitzende Daleiden (FWG) macht deutlich, dass er aus Erfah-
rung als ehemaliger Ortsbirgermeister wisse, dass die Nachfrage von mittel-
standischen Unternehmen fir Gewerbegebiete grold sei. Er weist darauf hin,
dass die Ortsgemeinde Trierweiler sowie die Stadt Trier in Abstimmungsge-
sprachen zur Entwicklung eines interkommunalen Gewerbegebietes in der
Nahe von Trierweiler seien.

Kreistagsmitglied Rieger (CDU) beschwichtigt, dass es fur beide Seiten gute
Argumente vorgebracht worden seien. Er bitte die Kritiker einen Alternativsta-
ndort fur die Entwicklung eines Gewerbegebietes zu benennen. Dies sei in
der Diskussion zu kurz gekommen. Im Gewerbegebiet Fohren seien die Ka-
pazitaten ausgeschopft.

Es sei wichtig die Flache als Industriebau- und weniger als Solarflachen zu
nutzen, so Kreistagsmitglied Trosch (BfB). Er bitte die beteiligten Gemeinden
in dem nordlichen Bereich der Flache die Planung voranzutreiben und ganz-
lich auf die sudliche Flache zu verzichten. Dieser Bereich verbinde die Dhron-
Seite mit der Feller-Seite. In diesem Fall stimme er dem Beschlussvorschlag
der Verwaltung zu.

Die Fraktionsvorsitzende Sahler-Fesel (SPD) stellt fest, dass nach der aktuel-
len Beratung Argumente gegen Argumente stehen. Aus diesem Grund bedur-
fe es der weiteren Verfahrensschritte. Letztendlich falle in der heutigen Sit-
zung eine Entscheidung zur Grundung eines Zweckverbandes. Insgesamt
stelle sich die Kostenfrage zur Entwicklung des Gewerbegebietes. Der Antrag
des Kreistagsmitgliedes Ahnemuller (parteilos) stehe nicht zur Diskussion.
Eine Burgerbeteiligung konne bspw. durch Antragsstellung erfolgen.

Die Fraktionsvorsitzende Dr. MeR (Die Linke) kénne nicht verstehen, warum
an dem Projekt vehement festgehalten werde, obwohl es Bedenken von Per-
sonen gebe, die sich detailliert damit auseinandergesetzt haben. Die Linke-
Kreistagsfraktion sei nicht prinzipiell gegen die Entwicklung von Gewerbege-
bieten.

Kreistagsmitglied Ahnemiiller (parteilos) verwehrt sich gegen die AuRerung
der Fraktionsvorsitzenden Sahler-Fesel (SPD), dass er von der AfD-
Landtagsfraktion aus parteipolitischen Grinden ausgeschlossen worden sei.
Seitens des Landesschiedsgerichts sei dies widerlegt worden. Er bitte um
Ricknahme des Vorwurfs. Er schliel3e sich keiner Burgerbewegung an.

In Person als Verbandsvorsteher des Industrieparks Region Trier (IRT) kdnne
der Landrat sagen, dass die Kapaztaten auf den bestehenden Flachen aus-
geschopft seien. Sogar die Erweiterungsflachen seien bereits belegt. An die-
ser Stelle seien weit Uber 2.000 Arbeitsplatze durch die Ansiedlung des Ge-
werbegebietes geschaffen worden.

Er fahrt fort, dass die Dachflachen beim neuen Gewerbegebiet Mehringer H6-
he zum Aufbau von Solar- und Photovoltaikanlagen genutzt werden konnen.
In einem spateren Bauleitverfahren kdnne zu verschiedenen Themen, wie
Larmschutz und Eingriffe in die Natur und Landschaft beraten werden. Inso-
fern rate er aus heutiger Sicht von umfangreichen Diskussionen, ob es ein
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Gewerbe- oder ein Industriegebiet werde, ab. Zu weitergehenden Entschei-
dungen liegen zum heutigen Tage keine Informationen vor. Es gebe derzeit
Abstimmungen mit der Raumordnungsbehdrde (SGD Nord) zur Notwendigkeit
sowie der Lage des voraussichtlichen Standortes. Der Bedarf seitens der Un-
ternehmen sei vorhanden, so die Ruckmeldung der Wirtschaftsforderung. Der
Landkreis erhalte einige Ruckmeldung seitens von Landwirten, Flachen die
agrarisch nutzbar seien, sollen erhalten bleiben, da Ackerland zurzeit knapp
werde. Der Landkreis stehe somit in Flachenkonkurrenz zwischen Flachen,
die Okologisch hochwertig seien und andererseits Flachen, die zur Nah-
rungsmittelproduktion Verwendung finden. Die genannten Punkte spielen eine
Rolle in der Abwagung zur Entwicklung eines Gewerbegebietes. Der Land-
kreis habe das Angebot seitens der Gemeinden erhalten, sich an diesem Pro-
jekt zu beteiligen, um eine regionale Verankerung zu haben.

Den Biurgerbeteiligungsantrag von Kreistagsmitglied Ahnemdller (parteilos)
konne nicht ohne weiteres umgesetzt werden, da unklar bleibe, welchen Wil-
len die Bevodlkerung habe, so der Landrat. Die Informationen und Fakten zu
einer Entscheidung seien noch nicht abschlieRend aufbereitet, um einen Blir-
gerentscheid herbeizufihren. Aus diesem Grund liege es nahe, diesen Antrag
abzulehnen. In der jetzigen Phase liegen noch nicht genigend Fakten fur eine
Blrgerbeteiligung vor. Die Antrage der SPD- sowie der FWG-
Kreistagsfraktionen kdnnen aus seiner Sicht entschieden werden.

Geschaftsbereichsleiter Rauland stellt klar, dass die Kritik an der Bedarfsana-
lyse zur aktuellen Bedarfsermittlung unangebracht sei, da sie auf den bisher
vorhandenen Daten der Wirtschaftsforderungsgesellschaft ful’e. Im Umkehr-
schluss bedeute dies, dass die Nachfrage voraussichtlich hoher sei, als die
dargelegten Zahlen. Die Betrachtung sei eher konservativ gewahlt worden.
Eine Biurgerbeteiligung misse naher geprift werden. Aus seiner Erstein-
schatzung gebe es nach der Gemeinde- bzw. Landkreisordnung geregelte
Verfahrensweisen. Eine Burgerbeteiligung sei jedoch ausgeschlossen, wenn
ein formliches Verfahren mit Offentlichkeitsbeteiligung laufe. Dies sei aus ak-
tueller Sicht auf oOrtlicher Ebene zu suchen. Diese Ausfuhrungen stehen unter
Vorbehalt einer ausfuhrlicheren Prifung.

Kreistagsmitglied Schléder (FWG) lehne einen Birgerentscheid ab. Eine

Blrgerbeteiligung hingegen sei zu befurworten. Eine Blrgerbeteiligung sei in
dem Verfahren moglich.

Der Fraktionsvorsitzende Henter (CDU) flhrt aus, dass in der Gemeinde-
bzw. Landkreisordnung festgelegte Verfahren zur Birgerbeteiligung vorhan-
den seien. Sie seien ggf. zu beachten. Aus den von Geschaftsbereichsleiter
Rauland aufgefiihrten Punkten kdénne der Kreistag hierlber in der heutigen
Sitzung nicht beschlieffen. Auf der Ortlichen Ebene sei dieser Antrag besser
angebracht. Die CDU-Kreistagsfraktion werde gegen diesen Antrag stimmen.
Den FWG-Kreistagsfraktionsantrag konne die CDU-Kreistagsfraktion hinge-
gen unterstutzen. Zum Antrag der SPD-Kreistagsfraktion schlage er folgende
Formulierung vor: ,Der Kreistag spricht sich aus heutiger Sicht fir die Beteili-
gung des Landkreises [...] aus. Die endgultige Entscheidung bleibt dem Kreis-
tag in einer weiteren Kreistagssitzung vorbehalten.”
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Nach einer Anmerkung der Fraktionsvorsitzenden Sahler-Fesel (SPD) versi-
chert der Landrat, dass der Antrag von Kreistagsmitglied Ahnemdller (partei-
los) zur Ablehnung abgestimmt werde. Falls dem Antrag zugestimmt werde,
prufe die Verwaltung seine rechtliche Zulassigkeit.

Der Landrat verweist zur Burgerbeteiligung auf den § 11 e Abs. 2 Nr. 6 LKO
(Burgerbegehren und Burgerentscheid). Ferner fasst er die vorgebrachten
Vorschlage zusammen:

1) Antrag Burgerbeteiligung

2) Antrag der FWG-Kreistagsfraktion: ,Dabei muss ein besonderes Au-
genmerk [...]"

3) Antrag der CDU-Kreistagsfraktion: ,Der Kreistag spricht sich aus heuti-
ger Sicht fur die Beteiligung des Landkreises [...] aus. Eine abschlie-
Rende Entscheidung uber die Grindung des Zweckverbandes anhand
eines ausgearbeiteten Konzepts inklusive der finanziellen Auswirkun-
gen und dem Entwurf einer Verbandsordnung bleibt einer spateren
Entscheidung durch den Kreistag vorbehalten.”

Seitens des Kreistages bestehen keine weiteren Fragen. Sodann fasst er
folgenden Beschluss.

Beschluss:

Der Antrag des Kreistagsmitgliedes Ahnemdlller (parteilos) eine Umsetzung
mithilfe eines Blrgerbeteiligungsverfahrens durchzufihren wird abgelehnt.

Abstimmungsergebnis:
43 Ja-Stimmen, 1 Gegenstimme und 2 Enthaltungen

Beschluss:

Dabei muss ein besonderes Augenmerk auf die Schaffung hochwertiger Fla-
chen flir innovative Betriebe in einem mdglichst nachhaltig und Okologisch
wertvoll gestalteten Gebiet gelegt werden.

Abstimmungsergebnis:
36 Ja-Stimmen, 1 Gegenstimme und 8 Enthaltungen

Beschluss:

Der Kreistag spricht sich aus heutiger Sicht fur die Beteiligung des Landkrei-
ses an einem noch zu grindenden Kommunalen Zweckverband fur den in der
Planung befindlichen Interkommunalen Gewerbe- und Industriepark Mehrin-
ger Hohe (InterGIM) aus. Eine abschlieRende Entscheidung uber die Grin-
dung des Zweckverbandes anhand eines ausgearbeiteten Konzepts inklusive
der finanziellen Auswirkungen und dem Entwurf einer Verbandsordnung bleibt
einer spateren Entscheidung durch den Kreistag vorbehalten.

Abstimmungsergebnis:
36 Ja-Stimmen, 3 Gegenstimmen und 7 Enthaltungen
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10.

Beschluss:

Der Kreistag sieht die Notwendigkeit zur starkeren Unterstitzung der Ge-
meinden und Verbandsgemeinden bei der Ausweisung neuer Gewerbe- und
Industrieflachen im Landkreis Trier-Saarburg als Baustein des Erhalts und zur
Starkung der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit der Region.

Die Unterstutzung soll in inhaltlicher und personeller Hinsicht in erster Linie
durch die Wirtschaftsforderungsgesellschaft des Landkreises erfolgen.

Der Kreistag spricht sich aus heutiger Sicht fur die Beteiligung des Landkrei-
ses an einem noch zu grindenden Kommunalen Zweckverband fur den in der
Planung befindlichen Interkommunalen Gewerbe- und Industriepark Mehrin-
ger Hohe (InterGIM) aus. Eine abschlieRende Entscheidung Uber die Grin-
dung des Zweckverbandes anhand eines ausgearbeiteten Konzepts inklusive
der finanziellen Auswirkungen und dem Entwurf einer Verbandsordnung bleibt
einer spateren Entscheidung durch den Kreistag vorbehalten.

Die Verwaltung wird zusammen mit der Wirtschaftsférderungsgesellschaft des
Kreises beauftragt, die notwendigen Schritte zur Grindung in Zusammenar-
beit mit den beteiligten Kommunen in die Wege zu leiten, die notwendigen
Abstimmungen (z.B. mit der ADD als zustandige Errichtungs- und Aufsichts-
behdrde) zu fuhren und ein Konzept und eine Verbandsordnung zur Entschei-
dung im Kreistag und den weiteren kommunalen Gremien vorzulegen. Dabei
muss ein besonderes Augenmerk auf die Schaffung hochwertiger Flachen fir
innovative Betriebe in einem moglichst nachhaltig und 6kologisch wertvoll ge-
stalteten Gebiet gelegt werden.

Abstimmungsergebnis:
36 Ja-Stimmen und 10 Gegenstimmen

Information des Landrates liber die Nebentitigkeiten und Ehrenamter im
Kalenderjahr 2020; Vorlage: 0113/2021

Protokoll:

Der Landrat verweist auf die Infformationsvorlage der Verwaltung. Es sei eine
Differenzierung zwischen den haupt-, den ehrenamtlichen sowie den privaten
Tatigkeiten vorgenommen worden. Zur Stellenbeschreibung sei zu erwahnen,
dass die hauptamtlich aufgeflhrten Tatigkeiten in dem Arbeitsalltag integriert
seien. Er wolle aus Grinden von vorgebrachter Kritik klarstellen, dass die eh-
renamtlichen sowie die privaten Nebentatigkeiten stets transparent kommuni-
ziert worden seien. Als er im Jahr 2017 als Mitglied in den Aufsichtsrat der
RWE AG gewahlt worden sei, habe er die Kreisgremien daruber in Kenntnis
gesetzt. Die Vergutung sei jederzeit offentlich im Internet einsehbar. Bei den
haupt- und den ehrenamtlichen Tatigkeiten sei er nicht alleine in den Kreis-
gremien vertreten, sondern es gebe zusatzlich vom Kreistag gewahlte Mitglie-
der. Er macht deutlich, dass er die privaten Tatigkeiten ganzlich auf3erhalb der
Dienstzeit wahrnehme. Fur Fragen stehe er gerne zur Verfligung. Der Tages-
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ordnungspunkt sei bewusst nicht unter dem Tagesordnungspunkt ,Informatio-
nen und Anfragen® gefasst worden.

Die Fraktionsvorsitzende Sahler-Fesel (SPD) betont, dass keine Neiddebatte
geflhrt werden solle. Die Nebentatigkeiten seien, auch in der Vergangenheit,
umfassend transparent dargestellt worden. Die jahrliche Genehmigung sei-
tens der ADD Trier habe bisher stets vorgelegen. Eine Information an die
Kreistagsmitglieder bzw. die Fraktionen Uber die neuerliche Genehmigung fir
dieses Jahr sei winschenswert. Besonders zeitaufwendig sei die Arbeit als
Vorsitzender des rheinland-pfalzischen Landkreistages. Sie bitte um Darle-
gung, wie der Landrat seinen hauptamtlichen Tatigkeiten trotz der weiteren
Tatigkeiten zeitlich nachkommen konne.

Der Fraktionsvorsitzende Port (Bundnis 90/ Die Grunen) kdnne den Ausfuh-
rungen seiner Vorrednerin zustimmen. Das Pensum des Landrates sei be-
merkenswert.

Einige Tatigkeiten seien mit der hauptamtlichen Tatigkeit des Landrates ver-
bunden, so der Vorsitzende. Diese Angelegenheiten sind in der regularen
Dienstzeit zu erledigen. Die Ehrenamter, bspw. bei der Sparkasse Trier, fin-
den aullerhalb der Ublichen Dienstzeiten statt. Er besitze kein Arbeitszeitkon-
to. Seine wdchentliche Arbeitszeit sei frei gestaltbar. Die Erwartungen an das
Amt des Landrates seien ein hoher Zeitaufwand. Der Landkreis Trier-
Saarburg habe einen Wahlbeamten in seiner Funktion als Landrat. In anderen
Kommunen vergleichbarer Grolde gebe es hauptamtliche Beigeordnete, die
einen Teil der Verwaltungsgeschafte Ubernehmen. Fur die privaten Angele-
genheiten nehme er sich stets dienstfrei. Er nehme diese Tatigkeiten als Pri-
vatperson im Interesse des Landkreises wahr, der von dem Informationsfluss
profitiere. Hinsichtlich des Landkreistages habe sich die Anzahl der Bespre-
chungen aufgrund der Digitalisierung in Zeiten der Pandemie erhoht. Seit Mo-
naten finden Konferenzen mit Regierungsvertretern sowie den anderen Land-
raten statt. Bei diesen Sitzungen sei er auch ohne sein Amt als Landkreis-
tagsvorsitzender teilnahmeberechtigt.

Nach einem kurzen Hinweis der Fraktionsvorsitzenden Dr. MeR (Die Linke),
dass sie ein anonymes Schreiben zu dieser Angelegenheit erhalten habe,
macht der Kreisbeigeordnete Reis (FWG) deutlich, dass Schreiben aufgrund
ihrer Anonymitat keine Relevanz fur eine Kreistagssitzung besitzen.

Sie fahrt fort, dass Die Linke-Kreistagsfraktion an dieser Stelle einen deutli-
chen Interessenkonflikt sehe, da der Landrat in verschiedenen Gremien der
RWE AG sowie der innogy Westenergie GmbH vertreten sei. Es bestehe die
Gefahr der Einflussnahme auf politische Entscheidungen. Hiervon sei unter
anderem der Breitbandausbau im Landkreis Trier-Saarburg betroffen. Infolge-
dessen seien die privaten Tatigkeiten als Vorteilsnahme eines politischen
Entscheidungstragers zu werten. Es sei moralisch verwerflich sowie politisch
unsensibel solche Tatigkeiten wahrzunehmen. Besonders in der jetzigen Zeit,
in denen verschiedene Branchen um ihr Uberleben kéampfen. Die Linke-
Kreistagsfraktion fordere die Abfuhrung der Vergitung vom Verband kommu-
naler Aktionare der RWE AG in einen Fonds, mithilfe dessen Blrgerinnen und
Burger finanziell unterstutzt werden konnen. Die Mitgliedschaft im Sparkas-
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senverband habe ein Geschmackle. Der Konzern RWE verspreche sich eine
wirtschaftliche Gegenleistung von der Mitgliedschaft im Aufsichtsrat. Eine be-
sondere herausragende Qualifikation liege nicht vor.

Der Landrat stellt deutlich klar, dass er sich bei einer erneuten Unterstellung
einer Vorteilsnahme durch sein Amt als Aufsichtsratsmitglied rechtliche Schrit-
te vorbehalte. Diese Unterstellungen seien vor dem Hintergrund der geflhrten
Beratungen nicht angemessen. Er bitte um eine sachliche Auseinanderset-
zung bei dieser Angelegenheit. Die Vergltungen bei der RWE AG sowie der
innogy Westenergie GmbH seien durchweg transparent. Nebenbei seien eini-
ge weitere kommunale Vertreter in diese Gremien gewahlt. Es gebe Compli-
ance-Vorschriften, die von der Boérsenaufsicht Uberwacht werden. Zur Frage
der Eignung gebe es einen Nomminierungsausschuss, der prufe, welche Mit-
glieder in den Aufsichtsrat gewahlt werden. Er weist darauf hin, dass er die
Gelegenheit nutze an aulienpolitischen Energieangelegenheiten mitzuarbei-
ten. Er kdnne mit seiner Position aktiv fir oder gegen etwas auf dieser Ebene
stimmen. Beim Thema Breitbandausbau und dessen Vergaben sei er fir die
jeweilige Zeit der Beratungen sowie der Beschlussfassungen aufgrund seiner
moglichen Befangenheit stets in die Zuhdrerrolle gewechselt bzw. habe den
Sitzungsraum verlassen. Im Hinblick auf die Aktien des Landkreises Uber-
nehmen die drei Kreisbeigeordneten die Geschafte. Er habe von Anfang an
maximale Transparenz geschaffen.

Der Kreisbeigeordnete Reis (FWG) schildert, dass es zurzeit drei ehrenamtli-
che Kreisbeigeordnete gebe. In der Vergangenheit sei Uber die Ernennung
von hauptamtlichen Kreisbeigeordneten beraten worden. Der Landkreis Trier-
Saarburg ziehe unter anderem aus finanzieller Sicht daraus Vorteile. Er hebt
hervor, dass der Landrat nie den kleinsten Einfluss auf die Kreisbeigeordne-
ten hinsichtlich der RWE-Aktien des Landkreises genommen habe. Entschei-
dungen hierzu seien immer in Kooperation mit Sparkassenvertretern getroffen
worden, die den Landkreis dahingehend beraten. Er weise eine Einflussnah-
me deutlich zurick. Er sei Uberzeugt von der guten Arbeit des Landrates.

Im Verwaltungsrat der Sparkasse sei er Mitglied, so der Landrat. In diesen
Gremien seien ferner andere kommunale Vertreter eingebunden. Der Informa-
tionsfluss sei hierbei ein Vorteil. Er engagiere sich Uber den Landkreis hinaus.
Dies sei nie zum Nachteil des Landkreises geschehen. Bei sachlichen Fragen
stehe er gerne zur Verfigung.

Wichtig fur die Kreistagsmitglieder sei, dass er in seiner Funktion als Verwal-
tungsspitze nicht nachlasse oder zeitlich gehindert sei, so die Fraktionsvorsit-
zende Sahler-Fesel (SPD).

Kreistagsmitglied Wehrheim (Bindnis 90/ Die Grunen) erfragt, ob es Interes-
senskonflikte bei Vergaben und Genehmigungen geben kdnne. Ferner werde
er fur Haupt- und Nebentatigkeiten entlohnt.

Daraufhin erlautert der Landrat, dass die Beratungen sowie die Beschluss-

fassungen bspw. bei den Vergaben zum Breitbandausbau ohne sein Mitwir-
ken stattgefunden haben. Ferner habe er Wert darauf gelegt, dass er in derar-
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1.

1141.

11.2.

11.3.

tige Angelegenheiten innerhalb der Verwaltung nicht involviert werde. Bei
moglichen kunftigen Interessenskonflikten in anderen Bereichen werde er
ahnlich verfahren. Der Landkreis habe ein klimapolitisches Interesse in die-
sem Zusammenhang. Alle hauptamtlichen Vergitungen werden an den
Dienstherren abgeliefert. Die Abflhrung von ehrenamtlichen Vergutungen sei
von den Satzungen abhangig. Mit all diesen Mitgliedschaften sei er auch im-
mer mit in der Verantwortung, bei dem ein Haftungskreis anhange. Bisher
seien die Tatigkeiten mit klarer Zustimmung der ADD Trier erfolgt. Er kdnne
sich deswegen auf bestehende Genehmigungen berufen. Aufgrund der Ge-
setzesanderung stehen die neuerlichen Genehmigungen aus.

Die Teilnehmenden nehmen die Informationen zur Kenntnis.

Informationen und Anfragen

Information liber eine Eilentscheidung - Zahlung der Kostenbeteiliqung

des Landkreises Trier-Saarburg als ortlicher Trager der Sozialhilfe ge-
maR § 6 AGSGB XIlI; Vorlage: 0074/2021

Protokoll:
Der Landrat verweist auf die Informationsverlage der Verwaltung.

Der Kreistag nimmt die Informationen zur Kenntnis.

Information liber eine Eilentscheidung - Fortzahlung der Entgelte im Be-
reich Kindertagespfleqge:; Vorlage: 0093/2021

Protokoll:
Der Landrat verweist auf die Informationsverlage der Verwaltung.

Der Kreistag nimmt die Informationen zur Kenntnis.

Teilnahme an der bundesweiten Kampagne "Stadtradeln - Radeln fiir ein
qutes Klima"; Vorlage: 0170/2021

Protokoll:
Der Landrat verweist auf die Informationsverlage der Verwaltung.

Der Kreistag nimmt die Informationen zur Kenntnis.
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11.4.

weitere Informationen und Anfragen

Protokoll:

Auf Ruckfrage der Fraktionsvorsitzenden Sahler-Fesel (SPD) hinsichtlich der
Auszahlung der Elterngeldbeitrage, des Schulzentrums in Konz sowie der In-
formationen zu Impfmdglichkeiten von Ratsmitgliedern informiert der Landrat,
dass die Verwaltung Impfbescheinigungen fir kommunale Ratsmitglieder
ausstelle. Jedoch musse sich Uber eine Plattform des Landes zunachst regis-
triert werden. Sondertermine seien nicht moglich. Uber den Fortgang des
Bauprojektes in Konz sei in der letzten Bauausschusssitzung beraten worden.
Das Inventar sei in den bisherigen Kostenubersichten nicht enthalten gewe-
sen. Diese Angelegenheit werde in einer der nachsten Sitzungen des Kreis-
ausschusses beraten. Zum Elterngeld konne er sagen, dass die Verwaltung
im Bereich des Gesundheitsamtes sowie bei dem Betrieb des Impfzentrums
personell stark gebunden sei.

Blroleiter Fuchs erganzt, dass in diesem Bereich derzeit zwei Vollzeitkrafte
im Einsatz seien. Die Verwaltung sehe die Herausforderung, dass weiteres
Personal zur Verfligung gestellt werden misse. Ab dem 01.05.2021 solle eine
Auszubildende, die ihre Ausbildung zeitnah beende, kinftig eine Stelle beset-
zen. Mit der Haushaltsverfigung der ADD Trier seien weitere 31 Stellenbe-
setzungen genehmigt worden. Nicht in allen Fallen kénnen die Stellen tat-
sachlich aufgrund der Bewerbersituation besetzt werden. So seien aus dem
Stellenplan 2020 einzelne Stellen noch zu besetzen. Die Impfbescheinigun-
gen fur die Gremienmitglieder seien noch nicht versendet worden. Diese wer-
den am morgigen Tag versendet.

Der Fraktionsvorsitzende Henter (CDU) zeigt wenig Verstandnis dafir, wenn
die Verwaltung in bestimmten Bereichen telefonisch nicht erreichbar sei. Un-
ter Umstanden musse ein Abteilungsleiter im Ernstfall telefonisch zur Verfu-
gung stehen.

Der Landrat erklart, dass die Verwaltung eine telefonische Erreichbarkeit si-
cherstellen musse. Im Zweifel konne die Bevdlkerung eine E-Mail schreiben.

Geschaftsbereichsleiter Christmann flugt hinzu, dass derzeit zwei Stellen be-
setzt seien, die sogar am Wochenende arbeiten. Vormittags sei ein Telefon-
dienst vorhanden. Die Verwaltung sei ebenfalls Uber die Behdérdenrufnummer
115 erreichbar. Es sei bereits einiges abgearbeitet worden. Die Personalbe-
messung sei nicht das Problem.

Nach einer kurzen Anmerkung des Kreistagsmitglieds Schmitt (CDU) gibt der
Landrat an, dass die Behordenrufnummer 115 im Zweifel verwendet werden
konne. Dort werde gute Arbeit geleistet. Vor allem in der jetzigen Pandemie-
phase sei diese Rufnummer von Vorteil.

Kreistagsmitglied Kohlmann (CDU) betont, dass es sich bei dieser Angele-

genheit um eine Lohnersatzleistung fur die jeweiligen Antragssteller handle.
Wenn kinftig eine Personalknappheit absehbar sei, misse die Verwaltung
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dem frihzeitig entgegenwirken. Es kdnne beispielsweise ein Eskalationsplan
wie in der freien Wirtschaft erstellt werden.

Daraufhin geht der Landrat darauf ein, dass in diesem Bereich viel Spezial-
wissen notig sei. Ein Antrag bzw. ein Bescheid brauche entsprechende Prif-

und Bearbeitungszeit. Die Verwaltung sei nicht mit der freien Wirtschaft ver-
gleichbar.

Auf Rickfrage der Fraktionsvorsitzenden Dr. MeB (Die Linke) hinsichtlich der
Ansiedlung eines internationalen Onlineversandunternehmens macht der
Vorsitzende deutlich, dass es sich hierbei nicht um Belange des Kreistags
handle. Vielmehr sei dies eine staatliche Auftragsangelegenheit.

Die Teilnehmenden nehmen die Informationen zur Kenntnis.

Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, schlie®t der Vorsitzende die Sitzung
mit einem Dank an die Teilnehmer.

Der Vorsitzende: Der Protokoliftihrer:

(Gunther Schartz) (Andreas Reichert)
Landrat

Fur TOP 8:

(Simone Thiel)
Erste Kreisbeigeordnete

-24 -



	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	BM_TEXT2
	Text
	Tagesordnung
	Betreff
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	AbstimmungK
	Zu

